
Olaf Jung: Spitzen- und  
Bürgermeisterkandidat

Ich bin gebürtiger Gladbecker, 
56 Jahre alt, Diplom-Ingenieur 
und lebe mit meiner Familie in 
Butendorf.
Ich mache seit 16 Jahren 
Politik in Gladbeck – vor allem 
für die Benachteiligten und die 
nicht so gut Gestellten der Ge-
sellschaft. Es ist eine soziale 
Politik für alle Menschen in 
Gladbeck, aber besonders für 
die „kleinen Leute“. Bezahl-
barer Wohnraum, Bekämpfung 
der Armut, Integration der 
Zuwanderer und die Gleich-
stellung der Frauen gehören 
dabei unbedingt dazu, aber 
auch viele andere Dinge . 
Als Bürgermeister würde ich 

transparenter handeln als es 
momentan geschieht. Bei der 
kaum begründeten Verteue-
rung des Heisenberg-Neubaus 
um 10 Millionen Euro oder der 
mangelnden Kommunikation 
bei der Schwechater Straße 38 
wurde gehandelt, ohne den Rat 
ausreichend zu informieren.
Die Menschen müssen Hin-
tergründe kennen, die Dinge 
müssen offen und nachvollzieh-
bar für sie sein. Es geht um 
mehr Mitsprache und somit 
eine Stärkung der kommunalen 
Demokratie.
In der Kinder- und Jugend-
politik hapert es in Gladbeck 
mächtig. Da werden Schulen 

geschlossen und Kinder auf 
weite Schulwege geschickt. Die 
Schließung des Jugendtreffs 
.$52�ZDU�GH¿QLWLY�HLQ�)HKOHU��
der rückgängig gemacht wer-
den muss. Auch bezahlbarer 
Wohnraum fehlt in Gladbeck. 
Hier würde eine Quote für So-
zialwohnungen abhelfen.
Wir bleiben beim Nein zur A 
52 und zum Windrad auf der 
Mottbruchhalde. Gladbeck 
soll lebens- und liebenswert 
werden, sein und bleiben. 
Dazu gehört zwingend der Er-
halt des Erholungswertes von 
Wittringen und die Entwicklung 
der Mottbruchhalde zu einem 
Bürgerpark.

Die Stärkung der Demokratie und eine sozial- und 
umweltgerechte Stadt sind seine Hauptziele

Gladbeck: 
Stadt für alle und mit allen

Eine Politik für alle will die DIE 
LINKE für Gladbeck und sozial 
und ökologisch soll sie sein. 
„Beides sind Querschnittsauf-
gaben, die man gar nicht als 
isolierte Themen sehen kann, 
sondern die sich begleitend 
durch viele Politikfelder hin-
durchziehen“, so Olaf Jung, 
Vorsitzender der aktuell drei-
N|S¿JHQ�)UDNWLRQ�XQG�6SLW]HQ��
und Bürgermeister kandidat für 
die Kommunalwahlen am 13. 
September.
Besonders setzt sich DIE LIN-
KE ein für den Stopp von 
Zwangsumzügen und Sank-
tionen für Hartz IV-Empfänger 
und die Schaffung von Jugend-
freizeittreffs in allen Stadtteilen. 

Bildung soll kostenfrei sein, und 
zwar von der gebührenfreien 
Kita an, für Erstklässler fordert 
DIE LINKE eine kostenlose 
Erstausstattung.
„Auch Umweltpolitik kann 
man nicht isoliert betreiben“, 
so Olaf Jung. So müssten bei 
der Stadtplanung immer auch 
die Klimafolgen mit bedacht 
werden. Den Schutz vor Lärm, 
Feinstaub und Abgasen will 
',(�/,1.(�GXUFK�ÀlFKHQGH-
ckende Tempo-30-Zonen und 
die Verdrängung der Autos aus 
der Innenstadt realisieren. „Die 
Stärkung von Rad und Nahver-
kehr ist dafür Voraussetzung. 
Wir brauchen mehr und breite-
re Radwege und eine bessere 

Taktung des ÖPNV, der vor al-
lem preiswerter werden muss“, 
so Rüdiger Jurkosek, Vorsit-
zender des Stadtverbands.
Besonders wichtig ist der LIN-
KEN, dass öffentliche Aufgaben 
in öffentlicher Hand bleiben 
bzw. wieder zurück geführt 
werden. 
„Insgesamt muss die Politik 
transparenter werden“, schließt 
Olaf Jung ab. „Die Beteiligung 
der Bürger an politischen Ent-
scheidungsprozessen kann 
nur gelingen, wenn sie über 
die nötigen Sachinformationen 
verfügen. Darum müssen alle 
Auskunfts- und Informations-
möglichkeiten umfassend ge-
stärkt und genutzt werden.“

DIE LINKE. Gladbeck stellt ihr  
Wahlprogramm vor

v.l.n.r.: Franz Kruse, Ingrid Wiechert, Herbert Böhler, René Schäfersküpper, Philipp Euler, Andreas Martin, 
Benedikt Jung, Bernd Joemann, Rüdiger Jurkosek

Um den Bau des riesigen Auto-
bahnknotens überhaupt ange-
hen zu können, soll Gladbeck 
mit extrem hohen Lärmschutz-
wänden aufgehübscht werden. 
Von der Horster Straße an in 
Richtung Westen sollen auf 
dem hohen Damm der A 2 noch 
9 Meter hohe Lärmschutz-
wände errichtet werden. Das 
bedeutet eine Zäsur zwischen 
Butendorf und Brauck und für 
das Stadtbild eine katastropha-
le Fehlentwicklung. 
Aus den Unterlagen zum Plan-
feststellungsverfahren zum 
Autobahndreieck in Gladbeck 
geht aber auch hervor, dass in 

Butendorf und Brauck an ca. 
400 Wohngebäuden die ge-

setzlich zulässigen Grenzwerte 
für Autobahnlärm überschritten 

werden (siehe Karte links), und 
dies, obwohl diese Gebäude 
im Schatten der Lärmschutz-
wände liegen. Hier zeigt sich 
der ganze Irrsinn der Planung 
eines Autobahnknotens mitten 
in unserem Stadtgebiet, dessen 
extreme Lärmemissionen sich 
niemals werden eindämmen 
lassen. Dort, wo sich im Nor-
malfall die Verteilerfahrbahnen 
EH¿QGHQ��PLW�GHQHQ�GLH�$XWR-
bahnen verbunden werden, 
EH¿QGHQ�VLFK�LQ�*ODGEHFN�GLH�
dicht besiedelten Stadteile Bu-
tendorf und Brauck sowie unser 
wichtigstes Naherholungsge-
biet Wittringen.

Bald gibt‘s was auf die Ohren!
Lärmschutzgutachten zum Ausbau der B 224 

kommt zu bedenklichen Ergebnissen

an den rot markierten Gebäuden werden nachts die gesetzlich zulässigen Grenzwerte für Lärm überschritten; Lärmschutzfenster 
ZHUGHQ�MHGRFK�QXU�I�U�6FKODIUlXPH��QLFKW�I�U�DQGHUH�5lXPH�¿QDQ]LHUW��LS-Wand = Lärmschutzwand; OPA = offenporiger Asphalt
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Bildung kostenfrei für alle
DIE LINKE. Gladbeck setzt sich ein für:

�W gebührenfreie KiTa-Plätze ab dem ersten Lebensjahr
�W die Verringerung der Gruppengrößen und eine 
erhebliche Verbesserung des Personalschlüssels
�W eine Gesamtschule für den Gladbecker Süden; auch 
in Brauck sollen junge Menschen bis zum Abitur lernen 
können
�W kostenlose Erstausstattung für alle Schulanfänger
�W Ausstattung aller Schüler mit Tablets für den digitalen 
Unterricht

Kultur für alle – kreativ und vielfältig
DIE LINKE. Gladbeck setzt sich ein für:

�W Räume zur Selbstverwirklichung für alle, 
die kreativ werden wollen
�W Vielfalt von Veranstaltungen, um Kultur für 
Menschen erlebbar zu machen
�W Hilfestellung bei der Vernetzung und 
Umsetzung von Veranstaltungen
�W einen Schutzschirm für bestehende 
Einrichtungen und Aktionen
�W Angebote, die es Menschen ermöglichen, neue Erfahrungen zu machen

Vorrang für Rad und  
Nahverkehr
DIE LINKE. Gladbeck setzt sich ein für:

�W kürzer und besser getaktete 
Bus- und Bahnverbindungen
�W ein engmaschiges Strecken-
netz
�W barrierefreie Bahnhöfe und 
Bushalte stellen
�W sinnvollere Anbindungen an 
den Bahn höfen und an die 
Netze der Nachbarstädte
�W ein echtes Sozialticket für 
Bus und BahnW
�W seniorengerechte Einrich-
tung von Bus und Bahn
�W frei zugängliche Ladestatio-
nen für Elektro-Zweiräder
�W die Schaffung eines sicheren Fahrrad wegenetzes in 
Gladbeck

Sport und Freizeit
DIE LINKE. Gladbeck setzt sich ein für:

�W Zugang zu sportlicher 
Betätigung für alle Men-
schen
�W Verfügbarkeit von Hilfs-
mitteln bei körperlichen 
oder geistigen Ein-
schränkungen 
�W Förderung von Kindern 
in ihrer körperlichen 
Entwicklung ab dem Kindergarten 
�W Schwimmausbildung für alle Kinder während der Schule
�W ¿QDQ]LHOOH�3UREOHPH�EHL�.LQGHUQ�XQG�-XJHQGOLFKHQ�VLQG�
durch entsprechende Förderungen aufzufangen
�W altengerechte Sportangebote, um möglichst lange die 
Selbständigkeit zu erhalten 
�W Förderung nicht nur des Spitzensports, sondern 
insbesondere des Breitensport durch die Kommune

Entschieden gegen Hass  
und Hetze
DIE LINKE. Gladbeck setzt sich ein für:

�W Bekämpfung jeder Art von 
Diskrimi nierung
�W eine faire Asylpraxis, die auf 
Integration setzt und nicht 
von Abschiebung geprägt ist
�W Chancengleichheit bei 
Bildung, Erziehung, 
Ausbildung und Arbeit
�W LQGLYLGXHOOH�YHUSÀLFKWHQGH�
Sprach förderung mit 
aller dafür notwendigen 
Unterstützung
�W Konzepte für ein 
Zusammenleben in guter 
Nachbarschaft
�W das Projekt SCHLAU (Schwul-lesbische Aufklärung) 
stärker fördern 
�W Arbeitsplätze ohne Diskriminierung als Kriterium für die 
Vergabe städtischer Mittel und Aufträge
�W Schaffung der Stelle eines Integrationsbeauftragten

Wir sagen der Armut den Kampf an
DIE LINKE. Gladbeck setzt sich ein für:

�W einen Stopp der Zwangsumzüge für Hartz IV-
Empfänger
�W einen Stopp von Sanktionen
�W die Schaffung öffentlich geförderter, tarifgebundener 
%HVFKlIWLJXQJVYHUKlOWQLVVH�VWDWW���(XUR�-REV
�W GHQ�$XIEDX�|IIHQWOLFK�¿QDQ]LHUWHU�+DUW]�,9��XQG�
Sozialberatungsstellen
�W HLQH�EHVVHUH�SHUVRQHOOH�$XVVWDWWXQJ�XQG�4XDOL¿]LHUXQJ�
der Beschäftigten

Gleichberechtigung nicht nur auf dem Papier
DIE LINKE. Gladbeck setzt sich ein für:

�W eine gesicherte Finanzierung der Frauen- und 
Mädchenförderung in Gladbeck
�W gezielte Arbeitsmarktprogramme für Alleinerziehende
�W Schutzprogramme gegen körperliche und sexuelle 
Gewalt
�W eine Stärkung der Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragten sowie eine 
entsprechende Sicherstellung der materiellen 
Grundlagen ihrer Arbeit

Öffentliche Aufgaben  
in öffentliche Hände
DIE LINKE. Gladbeck setzt sich ein für:

�W Keine Privatisierung 
kommunaler Betriebe und 
Aufgaben
�W Rekommunalisierung 
ausgegliederter Aufgaben
�W ortsnahe und ausreichende 
Präsenz von Polizei
�W Rückverlagerung der 
Leitstellen von Polizei- 
Feuerwehr- und 
Rettungsdiensten nach Gladbeck
�W keine weiteren PPP-Projekte

Es bleibt bei NEIN zur A52
DIE LINKE. Gladbeck setzt sich ein für:

�W Aufnahme der B224 in die 
Umweltzone Ruhrgebiet
�W nächtliches LKW-Fahrver-
bot und Tempo 50 auf der 
B224 in Gladbeck
�W optimalen Lärmschutz an 
der A2 in Brauck/ Butendorf
�W den Schutz Wittringens und 
der Brillenteiche gegen den 
Lärm der A2 und der B224
�W Verkehrsverminderung und den Umbau der B224 zu einer 
städtischen Allee

Für eine sozial gerechte 
und umweltgerechte Stadt
DIE LINKE. Gladbeck setzt sich ein für:

�W ein kommunales 
Förderprogramm 
zur nachträglichen 
Wärmedämmung des 
Altbaubestandes
�W eine Reduzierung der 
Lärm- und Feinstaub-
belastung, vor allem 
in der Innenstadt und 
entlang von A2 und 
B224
�W Unterstützung der Naturschutzverbände
�W Ausbau und Erhalt von Naherholungs bereichen
�W mehr Transparenz in der städtischen Wohnungsgesell-
schaft GWG
�W mindestens 30% sozialer Wohnungsbau bei allen 
Neubauvorhaben
�W %HVHLWLJXQJ�YRQ�VWlGWHEDXOLFKHQ�Ä6FKDQGÀHFNHQ³
�W mehr Sauberkeit im gesamten Stadt gebiet
�W Stadtteilzentren zur ortsnahen Ver sorgung der Bürger
�W eine konsequente Bürgerbeteiligung bei der Stadtplanung.
�W Berücksichtigung des Klimaschutzes bei öffentlichen 
Ausschreibungen
�W stärkere Berücksichtigung guter und sicherer 
Arbeitsbedingungen bei öffentlichen Ausschreibungen

Platz 2
Rüdiger Jurkosek

Platz 3
Herbert Böhler

Platz 4
Ingrid Wiechert

Platz 5
Andreas Martin

Platz 6
Franz Kruse

Platz 8
Philipp Euler

Platz 9
Bernd Joemann

Platz 7
Benedikt Jung

Platz 1
Olaf Jung

Unsere Kandidaten für den Rat
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Wie in unserer letzten Ausgabe 
berichtet hat die Fraktion der 
LINKEN im Frühjahr den An-
trag gestellt, dass die von der 
Stadt kostenlos ausgegebenen 
Hundekotbeutel auf biologisch 
abbaubare umgestellt werden. 
Wegen der Corona-Krise wurde 
dieser Antrag erst am 24. Au-
gust im Betriebsausschuss 
behandelt.
Überraschenderweise gab es in 
den Sitzungsunterlagen bereits 
eine dreiseitige (!) schriftliche 
Stellungnahme des ZBG, in der 
ausführlich dargelegt wurde, 
warum unser Ansinnen zu 
teuer, sinnlos und sogar ein 
„falsches Signal“ sei. Eine 
solche Stellungnahme erfolgt 
normalerweise mündlich und 
erst während der Sitzung 
im Rahmen der Diskussion. 
Hier wurde bereits im Vorfeld 
(LQÀXVV�DXI�GLH�0HLQXQJVELO-
dung der Ausschussmitglieder 
ausgeübt, was wir nicht sehr 
GHPRNUDWLVFK�¿QGHQ�

Zu teuer: Um eine Verdopp-
lung der Kosten von 6.000 Euro 
auf 12.000 Euro pro Jahr zu 

konstruieren, wurde der Preis 
der städtischen Kotbeutel aus 
Plastik (für die es sicherlich 
0HQJHQUDEDWW�JLEW��PLW�GHP�GHU�
teuersten biologisch abbauba-
ren Beutel in einer haushalts-
�EOLFKHQ�0HQJH�DXI�$PD]RQ�
verglichen. Eigene Recherchen 
haben gezeigt, dass ein güns-
tiges Angebot für biologisch 
abbaubare Beutel dem von 
der Stadt bezahlten Preis für 
Plastikbeutel fast gleichkommt, 
0HQJHQUDEDWW�QLFKW�HLQJHUHFK-
net.
Sinnlos sei unser Anliegen, 
weil die Beutel ohnehin im 
Restmüll landen würden Das 
war uns klar – aber an keiner 
6WHOOH�HQWVWHKW�GRUW�0LNURSODV-
tik! 
Falsches Signal: Der Gipfel 
aber war das Argument, dass 
die biologisch abbaubaren 
%HXWHO��GLH�MD�KlX¿J�DXFK�LP�
Gebüsch entsorgt werden, zu 
langsam verrotten würden, 
als dass es dem ZBG erspa-
ren würde, diese dort wieder 
KHUDXV]X¿VFKHQ��(V�ZLUG�VRJDU�
ein Anstieg der wild entsorgten 
Beutel vorausgesagt. Wörtlich 

heißt es:
„Die Anschaffung von ab-
baubaren Hundekotbeuteln 
kann ein falsches Signal sein 
und würde vermutlich dazu 
führen, dass viele Hundebe-
sitzer die Hinterlassenschaf-
ten ihrer Tiere nicht mehr in 
städtischen Abfallbehältern 
oder eigenen Mülltonnen ent-
sorgen. Wahrscheinlich setzt 
sich dann der Gedanke ‚ist ja 
Bio‘ in den Köpfen fest.“

Der Antrag wurde letztlich mit 
den Stimmen von SPD und 
CDU abgelehnt.
Wir halten die Bürger nicht 
für so verantwortungslos und 
dumm, insbesondere nicht die-
jenigen, die die Kotbeutel tat-
sächlich nutzen (und oft genug 
vergeblich einen Abfallbehälter 
dafür suchen). Verantwortungs-
los und dumm ist es vielmehr, 
weiterhin 363.000 Plastik-
beutel pro Jahr, aufgewickelt 
auf 24.200 Plastikröhrchen, 
auszugeben, anstatt verantwor-
tungsbewusst einen Schritt in 
die richtige Richtung zu gehen. 
und ein Vorbild zu sein.
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Sind Gladbecker Bürger dumm? 
SPD, CDU und ZBG trauen ihnen Vermeidung von 

0LNURSODVWLN�QLFKW�]X

Bei den Kommunalwahlen 
am 13.9.2020 wird das erste 
0DO�DXFK�GDV�5XKUSDUODPHQW�
direkt gewählt, die Verbands-
versammlung des Regional-
verbandes Ruhr (RVR). Bisher 
wurde sie von den Räten der 
kreisfreien Städte und den 
Kreistagen gewählt. 
London, Paris, Ruhr – das ist 
die Reihenfolge der größten 
europäischen Ballungsräume. 
����0LOOLRQHQ�(LQZRKQHU�LQQHQ�
leben an Ruhr, Emscher, Lippe 
und Rhein in 11 kreisfreien 
Städten und 4 Landkreisen, 
insgesamt gibt es 53 Städte 
im Ruhrgebiet. Diese Region 
braucht mehr Zusammen-
arbeit der Städte und weniger 
Kirchturmdenken. Denn die 
wirtschaftliche und politische 

Situation ist in der ganzen Re-
gion ähnlich: Sie war lange das 
industrielle Zentrum Deutsch-
ODQGV�PLW�GHU�0RQWDQLQGXVWULH�
als Kern und hat inzwischen 
einen beispiellosen Struktur-
wandel erlebt. Die Arbeitslosen-
zahlen an der Ruhr gehören 
mit zurzeit mehr als 10 % zu 
den höchsten bundesweit. Die 
Langzeiterwerbslosigkeit ist 
KRFK��0HKU�DOV�MHGH�U�I�QIWH�
Einwohner/in lebt von ALG II 
oder Sozialgeld, fast jedes 
dritte Kind wächst in armen 
Verhältnissen auf. Gleichzeitig 
wurden die Kommunen abge-
hängt und sind hochverschul-
det. Wegen der hohen Armut 
haben sie überdurchschnittliche 
Sozialausgaben und unter-
durchschnittliche Einnahmen, 

z.B. an der Gewerbesteuer.
Das verlangt nach mehr Ko-
operation und einer starken 
politischen Vertretung für das 
Ruhrgebiet. Deshalb ist DIE 
LINKE für eine Stärkung des 
RVR. DIE LINKE bzw. ihre 
Vorläufer sind seit 2004 in der 
Verbandsversammlung des 
RVR vertreten. In der laufen-
den Wahlperiode verfügt eine 
XXL-Koalition von CDU, SPD 
und Grünen. über 80 % der 
Stimmen, ist inzwischen aber 
so zerstritten, dass klar ist: Das 
Ruhrgebiet braucht einen poli-
tischen Neustart. Der interne 
Streit der Koalition hat ent-
scheidend dazu beigetragen, 
dass der neue Regionalplan 
Ruhr sich um Jahre verzögert.
Wir wollenl eine soziale, solida-

rische und klimagerechte Ent-
wicklung der Region. Als alte 
Industrieregion brauchen wir 
ein Konzept für den sozial-öko-
logischen Wandel. Wir brau-
chen eine integrative und in-
klusive Politik, die Chancen für 
alle eröffnet, auch für die neu 
Zugewanderten. Gerade das 
Ruhrgebiet hat gelernt, dass 
Zuwanderung eine Bereiche-
rung ist. Ihre politischen Ziele 
für das Ruhrparlament hat DIE 
LINKE in einem Wahlprogramm 
mit dem Titel „Eine Ruhr für Alle 
– sozial, solidarisch, klimage-
recht, vielfältig“ zusammenge-
fasst. Auf der Liste der LINKEN 
kandidieren zehn Frauen und 
]HKQ�0lQQHU�DXV�DOOHQ�NUHLV-
freien Städten und Landkreisen 
im Ruhrgebiet. 

„Eine Ruhr für Alle …“ 
$P�������ZLUG�GDV�HUVWH�0DO�DXFK�GDV�5XKUSDUODPHQW�GLUHNW�JHZlKOW

v.l.n.r.: Fatma Karacakurtoglu (Listenplatz 3), Tomas Grohé (Listenplatz 6), Olaf Jung (Listenplatz 4), Wolfgang Freye (Listenplatz 1), Gültaze Aksevi (Listenplatz 5)

Liebe Bürgerinnen und Bürger,

9LHOH�0HQVFKHQ�LQ�XQVHUHP�
Kreis sind arm. Unser Wasser 
und unser Wald sind in Ge-
fahr. Es fehlen barrierefreie 
und bezahlbare Wohnungen 
I�U�DOWH�0HQVFKHQ��)DPLOLHQ�
PLW�.LQGHUQ�XQG�0HQVFKHQ�PLW�
Behinderungen. Das und Vieles 
andere will ich gemeinsam 
mit Ihnen verändern. Deshalb 
fordern wir:

 W 0HKU�'HPRNUDWLH�GXUFK�
Bürgerkonferenzen und ein 
Kreisjugendparlament

 W Beschränkung der Grund-
wasserentnahmen z.B. 
GXUFK�:HVWÀHLVFK

 W Die Gründung einer Kreis-
Wohnungsgesellschaft

 W Einen Gesundheits- und 
Armutsbericht und mehr 
Prävention

 W Keine Sanktionen für Bezie-
her*innen von SGB 2 

 W Verpachtung der kreiseige-
QHQ�1XW]ÀlFKHQ�DQ�GHQ�
Öko-Landbau

 W Ausbau der Berufskollegs: 
modern, barrierefrei und be-
darfsgerecht

Wählen Sie am 13. September 
DIE LINKE, wählen Sie mich 
als Landratskandidat, denn

Politikwechsel mit uns bedeu-
tet mehr Lebensqualität für Sie!

Rolf Kohn 
Landratskandidat der LINKEN für 

den Kreis Recklinghausen

In der von der LINKEN Fraktion 
beantragten Sondersitzung des 
Rates sprach Projektleiterin 
Fehren-Schmitz davon, dass 
der Bau der A 52 zwischen 
der A 42 und der A 2 mit dem 
Autobahndreieck in Wittringen 
und die unveränderte Beibehal-
tung der anschließenden B 224 
durch Gladbeck eine Zwi-
schenlösung sei. Schon in den 
Planungsunterlagen konnte 
man lesen: „Die Weiterführung 
der A 52 in Richtung Norden ist 
zurzeit nicht absehbar.“ 
Für wie lange die Zwischen-
lösung Bestand haben soll, 
hat die Projektleiterin trotz 
zweimaliger Nachfrage nicht 
beantwortet. Die Aufteilung des 
Autobahnprojektes in mehrere 
Planabschnitte hat also nicht, 
wie jahrelang vermittelt, nur 
technische Gründe. Straßen.
NRW will das Autobahndrei-
eck wirklich so bauen, wie in 
der Planfeststellung vorgelegt. 
Diese Form des Ausbaus, die 
der vormalige Landesminister 

Wittke (CDU) schon vor vielen 
Jahren angedroht hatte und 
von Ex-Landesminister Gro-
VFKHN��63'�������DOV�RI¿]LHOOH�
Planung auf den Weg gebracht 
wurde, bezeichnete der Glad-
becker Bürgermeister 2015 
noch als „Höchststrafe für 

Gladbeck“.
Ein solches Provisorium hätte 
erhebliche Nachteile für die 
0HQVFKHQ��GLH�LQ�*ODGEHFN�
leben. Die negativen Auswir-
kungen auf Lärm, Luftschad-
stoffe und Verkehrsverlagerun-
gen durch das vorhersehbare 
Chaos wegen der dann noch 
stärker befahrenen B 224- 
Ortsdurchfahrt im Stadtgebiet 
werden im aktuellen Planver-
fahren gar nicht untersucht. 
Bürgermeister und Verwaltung 
haben versucht, das Thema in 
einer Sitzung des Haupt- und 
Finanzausschusses bereits 
einige Wochen vor der öffentli-
chen Offenlage der Pläne ganz 
kurz und bündig abzuräumen, 
spätabends am Ende einer 
mehr als 6-stündigen Sitzung. 
Sie behaupteten, damit wäre 
alles getan, die Sondersitzung 
des Stadtrates passte Bürger-
meister und SPD überhaupt 
nicht. Immerhin haben CDU 
und Grüne jetzt die Bedenken 
der LINKEN geteilt und ge-
meinsam für die Einwendun-
gen des Stadtrates gegen die 
vorliegende Planung der A 52 
zwischen Essen und Gladbeck 
gestimmt. Leider hat sich in der 
Abstimmung die SPD mit ihrer 
0HKUKHLW�GXUFKJHVHW]W�XQG�HLQH�
eigenständige Einwendung 
des Stadtrates verhindert. Die 
Gladbecker Bürger müssen 
nun durch eigene Einwendun-
gen selbst alles tun, um diesen 
0XUNV�]X�YHUKLQGHUQ��'HQQ�GLH�
Erfahrung in dieser Stadt lehrt, 
dass hier nichts so lange Be-
stand hat wie ein Provisorium.

A 52: „Höchststrafe für 
Gladbeck“ droht

Die beste Lösung 
ist der Verzicht auf 
den Ausbau der 
B224 zugunsten 
einer Verkehrs-
beruhigung und 
Verminderung des 
Durchgangsver-
kehrs. Aber das 
Land NRW plant 
nun mal anders, 
und zwar auf eine 
für Gladbeck unzu-
mutbare Weise.


